
 

N i e d e r s c h r i f t 

 
 

über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderats der Gemeinde Wiernsheim 
am 
 

Mittwoch, 29. Juli 2020 
 
 

im Bürgersaal Wiernsheim. 
 
Vor dem Eintritt in die Tagesordnung begrüßt BM Oehler die anwesenden 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, die Besucher und die Presse. 
 
BM Oehler stellt fest, dass die Einladungen zu dieser Gemeinderatssitzung 
rechtzeitig zugestellt und keine Einwendungen zur Tagesordnung hervorgebracht 
wurden. 
 
Sodann tritt er in die Tagesordnung ein.



 

TOP 1 Einwohnerfragestunde  
 
Es wurden keine Fragen seitens der Einwohner hervorgebracht.  



 

TOP 2  Pflegeheim Gebiet „Röße“ 
-                 Vortrag der möglichen Investoren 
-                 Beratung 
 
BM Oehler erläutert einleitend, dass bereits in der Sitzung vom 15.07.2020 das 
Gebiet „Röße“ als Standort für das geplante Pflegeheim beschlossen wurde sowie 
der Aufstellungsbeschuss für einen Bebauungsplan erfolgte. Wie in der vergangenen 
Tagung des Gemeinderats angekündigt, werde den möglichen Investoren in der 
heutigen Sitzung die Möglichkeit eingeräumt, dem Gremium ihre Konzepte für das 
Pflegeheim vorzustellen.          
 
Der Vorsitzende begrüßt dazu zunächst den Vertreter der Schwetlick Bauträger 
GmbH als möglichen Investor und Bauträger sowie den Vertreter der Curatio GmbH, 
welcher als Betreiber des Heims fungieren könnte. Der Bauträger blickt auf eine 
Vielzahl errichteter Pflegeheime zurück und kann aus der Erfahrung heraus den 
gewünschten Schwerpunkt für das Pflegeheim im geplanten Bauwerk integrieren, je 
nachdem, ob dieser auf selbstbestimmtem, aber betreutem Wohnen, der 
Tagespflege oder der Demenzpflege liege oder, selbstverständlich auf den Standort 
zugeschnitten, in Kombination. Dies ist auch die Philosophie der möglichen 
Betreiberfirma Curatio GmbH, die sich zum Ziel setzt, dass ein Pflegeheim weiterhin 
einen wertigen Lebensmittelpunkt darstellen sollte und daher die Möglichkeiten zur 
Integration von Treffpunkten, wie einer zentralen Cafeteria, Freizeitbereiche, wie z.B. 
einen Minigolfplatz oder Spielplatz für die kleinen Besucher oder zur Abdeckung eher 
alltäglicher Bedürfnisse beispielsweise die Möglichkeit eines Friseursalons in die 
Planungen miteinbringen.  
Zu den baulichen Vorstellungen wird erwähnt, dass die Bauträgerin zwar weniger als 
die angedachten 60 bis 75 Plätze anbieten würde, die Wohneinheiten jedoch um die 
60 Quadratmeter Wohnfläche nachweisen sollen, was dem Wohlfühlgedanken der 
Bewohner entgegen kommen soll und des Weiteren ein großer Teil des Grundstücks 
dafür bereitgestellt werden soll, um den Bewohnern, vor allem für die 
Demenzkranken, Bewegungsfreiheit auf den Außenanlagen zu gewährleisten. Aus 
ökologischen Gründen soll der Bau eines Flachdachs veranlasst werden, die 
Arbeitsabläufe mit minimalem Ressourcenaufwand getätigt werden. Es sollen 
separate Eingänge geschaffen werden für die Arbeitnehmer und Bewohner.     
 
Der Bürgermeister bedankt sich bei den Bewerbern für den informativen Vortrag. Es 
werden einige Wortmeldungen aus dem Gremium angezeigt. Der Vorsitzende bittet 
darum, die Fragen zurückzustellen und äußert dahingegen den Wunsch, ein bereits 
realisiertes Projekt des Bewerbers in naher Zukunft mit dem Gemeinderat zu 
besichtigen, um vor Ort bei einer Führung die Fragen stellen zu können. Der 
Bewerber wird diesem Wunsch gerne nachkommen. 
 
Anschließend begrüßt er den zweiten Bewerber, die Paulus Wohnbau GmbH, 
vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Erwin Paulus und den Architekten Herrn 
Alfred Raible, welche ebenfalls ihr Konzept für das geplante Pflegeheim vorstellen 
möchten. Die Firma „Paulus Wohnbau GmbH“ ist an einer Zusammenarbeit mit der 
Stiftung „Evangelische Altenheimat“ interessiert, welche das vom Bauträger 
umgesetzte Pflegeheim Sonnenfeld in Sachsenheim erfolgreich betreibt. So soll in 
Wiernsheim ein Pflegeheim mit ca. 50 Plätzen geschaffen werden, da aus Erfahrung 
der Kontakt mit den Betreuern so angemessen gewährleistet werden kann. Der 
Bauträger erläutert, dass ein individuelles, hochwertiges architektonisches Gebäude 



 

realisiert werden könne, welches sich den Anforderungen der verschiedenen 
Pflegegrade stellen kann. Anhand des Entwurfs wird erläutert, dass neben den 
Pflegeunterkünften auch Personalunterkünfte geplant sind. Es soll ein zentraler 
Haupteingang platziert werden mit einer zusätzlichen Rampe als barrierefreier 
Zugang. Das gesamte Gelände wird mit Einfriedungen versehen, sodass sich 
Menschen mit Demenz frei im mit Rundwegen ausgestatteten Außengelände 
bewegen können. 
 
Der Bürgermeister bedankt sich bei den Bewerbern für den informativen Vortrag. und 
äußert erneut den Wunsch, ein bereits realisiertes Projekt des Bewerbers in naher 
Zukunft mit dem Gemeinderat zu besichtigen, um vor Ort bei einer Führung die 
Fragen stellen zu können. Auch der Bewerber Paulus wird diesem Wunsch gerne 
nachkommen.  
 



 

TOP 3  Bebauungsplan „Schanzstraße Nord“ 
- Beratung und Beschlussfassung über den Vorentwurf 
- Auslegungsbeschluss im vereinfachten Verfahren nach § 13 Abs. 

2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
- Beschluss zur Beteiligung Träger öffentlicher Belange im 

vereinfachten Verfahren gem. § 13  Abs. 2 BauGB  
                 

BM Oehler geht auf die Sitzungsvorlage, bestehend aus dem 
Bebauungsplanentwurf, der Begründung gemäß § 9 (8) BauGB und dem 
dazugehörigen Textteil, ein. Das zur Überplanung anstehende Gebiet befindet sich 
im Ortsteil Wiernsheim nördlich der Wurmberger Straße im Bereich der Gebäude mit 
den Hausnummern 21 bis 25.  
 
Zweck des Verfahrens ist die Nutzung der hinter den Wohngebäuden vorhandenen 
Grundstücksflächen durch mögliche Erstellung von Nebengebäuden außerhalb der 
Baugrenzen. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll nun im rückwärtigen 
Bereich des Grundstücks die Möglichkeit geschaffen werden, Nebengebäude 
errichten zu können. Bisher ist dies nicht möglich, da im bestehenden Baulinienplan 
vom 16.01.1950 für diesen Bereich ein „Bauverbot“ besteht. Im Gebiet besteht 
Bebauung durch Wohngebäude und Garagen innerhalb der Baugrenzen. Nachdem 
durch den Bebauungsplan die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, kann 
das Verfahren nach § 13 BauGB angewendet werden. Da die Voraussetzungen des 
§ 13 Abs. 1 BauGB erfüllt sind, wird das Verfahren ohne Umweltprüfung und 
Umweltbericht durchgeführt. Nach den Vorschriften des Verfahrens gemäß § 13 
BauGB wird die Beteiligung der Öffentlichkeit in Form der öffentlichen Auslegung des 
Bebauungsplanvorentwurfs nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt und die berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme 
innerhalb angemessener Frist gegeben werden (§ 13 Abs. 2 BauGB).   
 
Der Vorsitzende empfiehlt dem Gremium, den Aufstellungsbeschluss nach § 3 Abs. 2 
BauGB und den Beschluss die Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs. 2 BauGB            
zu beschließen.     
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat Wiernsheim beschließt einstimmig über den Vorentwurf des 
Bebauungsplans. Ferner stimmt der Gemeinderat Wiernsheim einstimmig dem 
Auslegungsbeschluss nach § 3 Abs. 2 BauGB zu. Über den Beschluss zur 
Beteiligung Träger öffentlicher Belange gem. § 13 Abs. 2 BauGB wurde 
einstimmig abgestimmt. 
 
 
 
 
 



 

TOP 4  Projekt „Seite“ 
-                 Informationen zum Werdegang 
 
BM Oehler verweist eingangs auf die Drucksache und übergibt das Wort an 
Bauamtsleiter Herrn Lenckner, der anhand einer Präsentation die planerische 
Entwicklung des Projekts „Seite“ wiedergibt und dabei vor allem auf die Verlegung 
der Gasleitung und den Hangausgleich eingeht.  
 
Das Gremium nimmt die Ausführungen zustimmend zur Kenntnis. 
 
 



 

TOP 5  Bebauungsplanverfahren und Verfahren zu den Örtlichen  
Bauvorschriften Einzelhandel „Seite“ 

-               Billigung des Bebauungsplanentwurfs und des Entwurfs der 
Örtlichen Bauvorschriften mit Auslegungsbeschluss 

-                 Billigung der auszulegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 

 
BM Oehler verweist auf die Drucksache und übergibt nach einer Einführung das Wort 
an Architektin Nina Seitz des Büro Baldauf. Frau Seitz stellt im Folgenden den  
Bebauungsplan-Entwurf vor, geht auf die auszulegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen ein und hebt besonders hervor, dass gemäß des 
Lärmschutzgutachtens die Bedingungen der TA-Lärm eingehalten werden und nach 
der aktuellen Planung keine externen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind.  
 
BM Oehler bedankt sich bei der Architektin und merkt an, dass er in einem engen 
Kontakt mit den möglichen Investoren steht.  
 
GR Blessing spricht die „Raumordnerische und städtebauliche Auswirkungsanalyse 
Nahversorgungsstandort Seite“ der imakomm AKADEMIE GmbH an und zweifelt an, 
dass die Berechnung auf Seite 73 korrekt ist. Des Weiteren ist er mit der Einstufung 
eines Teils der Fläche als nährstoffarmer Boden im Umweltbereicht unzufrieden.  
 
GR Stuible erläutert zu der Berechnung in der Analyse, dass die Zahlen mit dem 
Vergleichszeichen „kleiner als“ (<) versehen sind und keine ganze Zahlen darstellen 
und so die Berechnung angemessen ist.  
 
GR Blessing bedankt sich für die Ausführung des Kollegen.     
 
Sodann erfolgt die 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat Wiernsheim stimmt mehrheitlich bei 4 Gegenstimmen für die 
Billigung des Bebauungsplanentwurfs und des Entwurfs der Örtlichen 
Bauvorschriften mit Auslegungsbeschluss sowie der auszulegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen.  
 



 

TOP 6  Eröffnungsbilanz zum 01.01.2017 
-                 Beratung und Beschlussfassung 
 
BM Oehler geht auf die Drucksache ein. Am 22. April 2009 hat der Landtag von 
Baden-Württemberg das Gesetz zur Reform des Gemeindehaushaltsrechts 
beschlossen. Das Gesetz ist rückwirkend zum 01.01.2009 in Kraft getreten. Mit 
diesem Gesetz wurden die rechtlichen Grundlagen für das Neue Kommunale 
Haushaltsrecht (NKHR) gelegt. Bis zum 01.01.2020 muss das NKHR bei allen 
Kommunen des Landes eingeführt sein. Die Leistungsfähigkeit wird nun nicht mehr 
daran gemessen, ob die Einnahmen eines Jahres die laufenden Ausgaben 
übersteigen, sondern auch daran, ob der Werteverzehr in Form von 
Ausschreibungen für das Anlage- und Umlaufvermögen erwirtschaftet wird und damit 
das Gesamtvermögen erhalten bleibt.  
Mit Einführung des NKHR sollen also das wirtschaftliche Denken und Handeln in den 
Kommunen verbessert werden und die Kommunen haben ihre Bücher in Form der 
doppelten Buchführung darzustellen (§ 77 Abs. 3 der Gemeindeordnung). Aus dem § 
95 Abs. 2 GemO wird ersichtlich, dass der Jahresabschluss aus einer Ergebnis- und 
Finanzrechnung und aus einer Bilanz besteht (Drei-Komponenten-Rechnung). Das 
NKHR verlangt die Erstellung einer Eröffnungsbilanz, die das kommunale Vermögen 
und die Schulden umfassend darstellt. Dementsprechend hat die Kommune ihr 
Vermögen (Immaterielles Vermögen, Sachvermögen und Finanzvermögen) sowie 
die Schulden zu erfassen und zu bewerten.  
Mit Gemeinderatsbeschluss vom 02.03.2016 hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Wiernsheim beschlossen, zum 01.01.2017 das Finanzwesen von der Kameralistik 
auf das Neue Kommunale Haushaltsrecht (NKHR) umzustellen.  
In der Sitzung vom 02.03.2016 erfolgten weitere Grundsatzbeschlüsse des 
Gemeinderates. Der Gemeinderat stimmte der Anwendung aller nach § 62 GemHVO 
zulässigen Vereinfachungsregeln zur erstmaligen Bewertung des Vermögens zu und 
dass auf den Ansatz geleisteter Investitionszuschüsse nach § 52 Abs. 3 Nr. 2.2 
GemHVO in der Eröffnungsbilanz verzichtet wird. 
Die Umstellung auf das NHKR erfolgte in Zusammenarbeit mit der Kommunalen 
Informationsverarbeitung Baden-Franken (KIVBF). Mit der vorliegenden 
Eröffnungsbilanz zum 01.01.2017 findet die Umstellung auf das NHKR seinen 
Abschluss.  

Der Vorsitzende übergibt das Wort an die Kassenleiterin der Gemeinde, Frau Sabine 
Bischoff, welche heute zunächst die Bilanzpositionen der Eröffnungsbilanz sowie die 
Bewertungsmethodik der immateriellen Vermögensgegenstände, Sachanlagen, 
Sonderposten sowie Rechnungsabgrenzungsposten erläutert. Im Folgenden wird 
näher auf die Aktivseite, welche die Mittelverwendung darstellt und damit unter 
anderem das Vermögen und die Abgrenzungsposten in der Bilanz wiedergibt sowie 
im weiteren Verlauf auf die Passivseite, welche die Mittelherkunft und damit unter 
anderem die Kapitalpositionen, Sonderposten und Rückstellungen darstellt, 
eingegangen. Die Bewertungsgrundsätze beruhen auf den Vorgaben der 
Gemeindehaushaltsverordnung. Von den Vermögengegenständen wurden die 
Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt und anschließend der aktuelle 
Bilanzwert nach Abschreibung festgestellt. Zur erstmaligen Bewertung des 
unbeweglichen Vermögens (Grundstücke, Gebäude und Straßen, Wege, Plätze) und 
der beweglichen Vermögensgegenstände des Sachvermögens (technische Anlagen, 
Maschinen, Betriebs- oder Geschäftsausstattung, betrieblich genutzte 
Kraftfahrzeuge) wurde eine umfangreiche körperliche Inventur bzw. Buchinventur 



 

durchgeführt. Nachdem das Anlagevermögen in das System eingespielt wurde und 
weitere Eröffnungsbilanzbuchungen erfolgt sind, konnte die Eröffnungsbilanz mitsamt 
der Aufstellung über das Vermögen, die Forderungen, den Stand der Schulden zum 
01. Januar 2017 aufgestellt werden.                  

Der Bürgermeister sowie der Kämmerer bedanken sich herzlich bei Frau Christian 
und vor allem bei Frau Bischoff für die langwierige vorbildliche und akribische Arbeit 
auf dem Wege zur Bilanz. Der Kämmerer spricht über die Bilanzsumme, welche die 
eines größeren Unternehmens entspricht, merkt jedoch zusätzlich an, dass man die 
Bilanz nicht mit einem privaten Unternehmen vergleichen kann, da bei der Gemeinde 
90-95% der Bilanzsumme aus Anlagevermögen besteht und es in Relation weniger 
liquide Mittel gibt und macht damit anschaulich, welchen Stellenwert die Erstellung 
der Eröffnungsbilanz darstellt. Zudem merkt er zu guter Letzt an, dass die 
Gemeindeprüfanstalt die Bilanz nach Beschlussfassung des Gemeinderates 
abschließend prüfen wird. 
 
Der Bürgermeister bittet anschließend um Zustimmung und Beschlussfassung über 
die erstellte Eröffnungsbilanz.  .  
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat Wiernsheim hat der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2017 
einstimmig eingewilligt. 
 



 

 
TOP 7  Verschiedenes 
 
 
Anfragen für Baugebiet Kohlplatte IV 
BM Oehler teilt mit, dass in der Verwaltung erste Anfragen für weitere Baugebiete auf 
der Kohlplatte eingegangen seien und spricht in diesem Zuge in aller Kürze den 
Bedarf für Wohnraum an. Es sei jedoch auch klar, dass in naher Zukunft keine 
weiteren Baugebiete in Serres angedacht seien. 
 
Partnerschaftsaustausch mit unserer italienischen Partnergemeinde  
Der Vorsitzende berichtet, dass die Fahrt nach Pinasca im September 2020 nicht 
stattfinden wird, da die Lage bezüglich der Corona-Pandemie zu unsicher sei. 
Insbesondere Italien sei von der Corona-Krise stark betroffen und musste einige Tote 
durch Corona, auch in Pinasca, feststellen, weshalb in diesem Jahr leider auf einen 
Austausch verzichtet werden muss. BM Oehler stehe jedoch in regem Austausch 
und sendete bereits stellvertretend Grüße und Wünsche in Richtung Piemont.  
 
Energie und CO2-Bilanz 2012-2015 für Wiernsheim, erstellt vom Landratsamt 
Enzkreis, Stabstelle Klimaschutz und Kreisentwicklung  
BM Oehler erklärt, dass ihm die Energie- und CO2-Bilanz vom Landratsamt 
übergeben wurde und dem Gremium als Tischvorlage auf den Weg geben möchte.  
 
  
 



 

TOP 8  Informationen der Verwaltung 
 
Es wurden keine weiteren Informationen der Verwaltung vorgestellt. 



 

TOP 9  Anfragen der Gemeinderäte 
 
Ratsinformationssystem 
GR Stuible spricht sich für die Einführung eines EDV-gestützten Informations- und 
Dokumentenmanagementsystems für die Arbeit Gremium und die Kommunikation 
mit der Gemeindeverwaltung aus und bittet, das Thema wieder auf die Agenda zu 
nehmen. Der Vorsitzende begrüßt den Vorschlag. 
 
Energie und CO2-Bilanz 2012-2015 für Wiernsheim, erstellt vom Landratsamt 
Enzkreis, Stabstelle Klimaschutz und Kreisentwicklung 
GR Stuible wundert sich, warum im Vorfeld  dieser Studie keine Anfrage an die 
Gemeinde erfolgte, vor allem in Bezug auf die kommunalen Liegenschaften. Als 
Energiegemeinde und Vorreiter im Energiemanagement liegen sämtliche Daten zum 
Energieverbrauch vor.     
 
Lärmschutzgutachten Projekt Seite 
GR Stuible merkt an, dass zu seiner Verwunderung zum jetzigen Zeitpunkt bereits 
Grenzwertüberschreitungen in Richtung Lochmanns Kreuz zu vermerken sind und 
dadurch zu erkennen sei, dass der bestehende Wall zu klein ist. Der Bürgermeister 
sagt aus, dass die hauptsächliche Lärmemission von der L1135 ausgeht, man aber 
die Thematik im Auge behalte.    
 
Verkehrs- und Parksituation Iptinger Straße  
GR Pflüger merkt an, dass in der Iptinger Straße das Verkehrsaufkommen in 
Verbindung mit den parkenden Fahrzeugen vor allem im Feierabendverkehr ein 
großes Problem darstelle.  
BM Oehler findet diese Aussage berechtigt und meint, dass man über ein Parkverbot 
in der Iptinger Straße und in der Mühlackerstraße nachdenken sollte und in die 
Verkehrsschau mit aufnehmen kann.  
 
Bushaltestelle Nußdorfer Straße 
GRin Flattich fragt nach, ob es bereits Ergebnisse bezüglich der Bushaltestelle in der 
Nußdorfer Straße gebe. Sie wünsche sich eine Maßnahme, die eine 
Geschwindigkeitssenkung herbeiführt. Sie finde beispielsweise eine 
Straßenverengung an dieser Stelle angebracht.  
BM Oehler merkt an, dass er noch keine Rückmeldung diesbezüglich erhalten habe. 
 
Diskussionskultur im Gemeinderat 
GRin Brandauer setzt drei Statements bezüglich des Umgangs und der 
Diskussionskultur im Gremium. Sie habe sich die Fragen gestellt, wie die Sitzungen 
in der Vergangenheit abliefen, wie es derzeit abläufe und was sie sich für die Zukunft 
wünsche. 


